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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der Berufsverband der deutschen Rechtsanwälte. 

Er vertritt die Interessen der Deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und 

internationaler Ebene. 

 
 

I. 
 
Das Ziel des Gesetzesentwurfes, insbesondere den Zivilprozess und die 

sonstigen Fachgerichtsbarkeiten für eine elektronische Aktenbearbeitung zu 

öffnen, ist begrüßenswert. Den Verfahrensbeteiligten soll die Möglichkeit 

gegeben werden, elektronische Kommunikationsformen neben der 

papiergebundenen Schriftform rechtswirksam verwenden zu können. 

 

Die vom Referentenentwurf insoweit vorgesehenen Änderungen in 

zivilprozessualen und anderen Verfahren werden sowohl in ihrer Grundlegung 

als auch in ihrer Ausgestaltung im Einzelfall vom DAV grundsätzlich begrüßt. Die 

Kritik richtet sich gegen wenige einzelne Vorschläge. 

 

Der Referentenentwurf beschreitet einen praktikablen Weg, um elektronischen 

Rechtsverkehr mit den Gerichten zu ermöglichen. Die Verwirklichung des 

Entwurfes darf aber nicht dazu führen, einen "Anschluss- und 

Benutzungszwang" für elektronische Kommunikationsformen auch nur 

vorzubereiten. Parteien und Prozessbevollmächtigte, die nicht die 

Anschaffungskosten für die erforderliche IT-Ausstattung aufbringen können oder 

wollen, dürfen auch in Zukunft nicht benachteiligt werden.  

 

II. 
 
Zu den vorgeschlagenen Änderungen der ZPO wird folgendes angemerkt: 

 

1. § 130 b ZPO-E 
 



 

 

Diese Vorschrift soll für gerichtliche Dokumente, die der Schriftform und der 

Unterschrift bedürfen (Urteil, Beschluss, Protokoll), die Möglichkeit der 

Aufzeichnung als elektronisches Dokument eröffnen. Deshalb sollte verdeutlicht 

werden, dass diese Möglichkeit nur dann besteht, wenn die qualifizierte 

elektronische Signatur dauerhaft überprüfbar ist. 

 

2. § 298 ZPO-E 
 

§ 298 Abs. 3 ZPO-E sieht vor, dass das elektronische Dokument bis zum 

rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens zu speichern ist. Diese Vorschrift ist 

mindestens missverständlich. Es kann sich eine Kollision mit den 

Aufbewahrungsfristen für gerichtliche Dokumente ergeben. Es ist nicht 

hinreichend klar, dass alsdann der Aktenausdruck verwahrt werden muss. 

Verwahrungsfristen müssen also unberührt bleiben (zumal Akten auf absehbare 

Zeit "gemischt", also mit elektronischen Dokumenten und mit Dokumenten in Pa-

pierform, geführt werden). 

 

3. § 371 a) ZPO-E 
 

a) In Ergänzung des § 292 a) ZPO, der in die neue Vorschrift integriert werden 

soll, enthält § 371 a) ZPO-E die zentrale Vorschrift zur Beweiskraft 

elektronischer Dokumente. 

 

Bisher unterfallen elektronische Dokumente als Objekte des Augenscheins 

der Regelung des § 371 Abs. 1 ZPO und damit der freien Beweiswürdigung 

durch das Gericht gemäß § 286 Abs. 2 ZPO. Der Beweis wird durch 

Vorlegung oder Übermittlung der Dateien angetreten (§ 371 Abs. 1 Satz 2 

ZPO).  

 

 § 371 a ZPO-E differenziert zwischen privaten und öffentlichen 

elektronischen Dokumenten. 

 



 Beweisrechtlich ist die Neuregelung vom dogmatischen Ansatz nicht 

unproblematisch, weil einerseits die Grundentscheidung getroffen ist, dass  

 

 

 die Beweisführung mittels eines elektronischen Dokuments nicht 

Urkundenbeweis ist, sondern Beweis durch Augenschein. Andererseits wird 

die analoge Anwendung der Regeln über den Urkundenbeweis angeordnet. 

Das kann in Zukunft zu Auslegungsschwierigkeiten führen. 

 

Tatsächlich nimmt die Beweisführung mittels eines elektronischen 

Dokuments eine Zwitterstellung ein. Es findet Augenschein statt, weil es sich 

um eine Wahrnehmung über Vorgänge handelt. Darüber hinaus kann auch 

ein Gedankeninhalt vermittelt werden, was für die Ansiedelung im Bereich 

des Urkundenbeweises spricht. Unter dem Begriff des elektronischen 

Dokuments fallen aber nicht nur Textdateien, sondern auch Grafik-, Audio-, 

Video- und allgemeine Programmdateien. Insoweit führt die Gleichstellung 

zu weit. Daher sollte im Gesetzestext eine Einschränkung vorgenommen 

werden. Auf elektronische Dokumente sollten nur dann die Vorschriften über 

die Beweiskraft privater Urkunden entsprechend angewandt werden, wenn 

diese elektronischen Dokumente im Falle ihres Ausdrucks eine Urkunde im 

Sinne der ZPO darstellen würden. Alsdann wäre trotz der dogmatischen 

Unsicherheit der jetzt vorgeschlagene Weg gangbar.  

 

b)  Die Bedeutung der Anordnung der analogen Anwendung der Vorschriften 

über die Beweiskraft privater Urkunden gemäß § 371 a) Abs. 1 Satz 1 ZPO-

E erschließt sich erst dann, wenn der Inhalt der Beweisregeln über den 

Urkundenbeweis deutlich ist: 

 

- Die Regeln über die Beweiskraft gelten nur für die mängelfreie Urkunde 

(§ 419 ZPO). 

- Beweiskraft hat die Urkunde nur, wenn ihre Echtheit feststeht. 

 

Für öffentliche Urkunden spricht die Vermutung der Echtheit gemäß § 

437 Abs. 1 ZPO.  



 

Für Privaturkunden muss grundsätzlich die Echtheit bewiesen werden (§  

 

 

440 Abs. 1 ZPO), wofür es im Zivilprozess Regeln gibt (§ 439 ZPO). Ist 

die Unterschrift echt, gilt die Vermutung, dass auch der Text echt ist (§ 

440 Abs. 2 ZPO). 

 

- Die eigentliche formelle Beweiskraft öffentlicher Urkunden ist alsdann in 

§§ 415 ff ZPO geregelt. So wird etwa voller Beweis über die 

Willenserklärung (§ 415 ZPO) über amtliche Entscheidung (§ 417 ZPO) 

und über gewisses Zeugnis (§ 418 ZPO) geführt.  

 

Die formelle Beweiskraft von Privaturkunden ist beschränkter und folgt 

aus § 416 ZPO. Der volle Beweis der Abgabe der Erklärung ist geführt, 

nicht der Wahrheit der Erklärung. 

 

Überprüft man diese verschiedenen Ebenen der Beweisführung und 

überträgt sie auf die Beweiskraft elektronischer Dokumente, so ergibt 

sich folgendes: 

 

- Hinsichtlich der Mängelfreiheit des Dokuments ist eine analoge 

Anwendung von § 419 ZPO vertretbar und sinnvoll. 

 

- Soweit es um die Echtheit des Dokuments, also die Voraussetzung für 

die Beweiskraft, geht, bleibt es bei § 292 a) ZPO, der in § 371 a) Abs. 1 

Satz 2 ZPO integriert wurde und sich nicht nur auf Willenserklärungen, 

sondern auch auf Wissenserklärungen bezieht. Es gibt also eine 

Beweiserleichterung für den Empfänger elektronischer 

Willenserklärungen, mit einem allerdings äußerst engen 

Anwendungsbereich. Die Beweiserleichterung greift nur ein, wenn eine 

Person, die einen zertifizierten Signaturschlüssel inne hat, bestreitet, 

dass eine mit der entsprechenden Signatur versehene Willenserklärung 

mit ihrem Willen abgegeben worden ist. Wegen dieses engen 



Anwendungsbereichs ist diese Besserstellung des Empfängers  

 

 

 

 

elektronischer Willenserklärungen im Verhältnis zum Empfänger von 

Schriftstücken vertretbar. Wünschenswert wäre, dass insoweit nur 

akkreditierte Signaturen zugelassen werden.  

 

- Gegen die Übertragung der anderen Beweiskraftgrundsätze aus dem 

Recht des Urkundsbeweises bestehen im Beweis privater Dokumente 

keine Bedenken. 

 

c) Problematisch ist allerdings der Wortlaut von § 371 a) Abs. 1 Satz 2 ZPO-E 

deshalb, weil dort von eine "Prüfung nach dem Signaturgesetz" die Rede ist. 

Daraus ist der unzutreffende Schluss gezogen worden (vgl. Jungermann, 

DuD 2003, S. 69, 71), dass sich die Frage, ob es sich um eine qualifizierte 

elektronische Signatur handelt oder nicht, sich allein nach den Angaben im 

Zertifikat richte. Im Signaturgesetz ist aber ein Prüfverfahren nicht 

vorgesehen, so dass der Gesetzeswortlaut insoweit präzisiert werden sollte. 

Sinnvoll wäre es, die Formulierung „..., der sich aufgrund der Prüfung nach 

dem Signaturgesetz ergibt, ....“ durch die konkrete Formulierung „...., der 

sich bei Vorliegen der Voraussetzungen nach dem Signaturgesetz ergibt, ...“ 

zu ersetzten.  

 

d) § 371 a Abs. 2 ZPO-E befasst sich in angemessener Form mit dem 

Beweiswert öffentlicher elektronischer Dokumente. Auch insoweit ist die 

analoge Anwendung der Urkundsbeweisvorschriften nur dann gerechtfertigt, 

wenn, wie beim Dokument in Papierform, die Signatur die Authentizität des 

Ausstellers und die Integrität der übermittelten Erklärung gewährleistet. Dies 

ist jedoch, wie dargestellt, nicht bei jeder qualifizierten Signatur der Fall. 

Vielmehr sollte auch hier im Wortlaut der Vorschrift eine Einschränkung 

dahingehend vorgenommen werden: 

 



„Ist das Dokument mit einer akkreditierten (qualifizierten elektronischen) 

Signatur versehen, gilt .....„ 

 

 
 
 
3. § 416 a) ZPO-E 
 

Die geplante Vorschrift sieht vor, dass signierte öffentliche elektronische 

Dokumente ohne Beweiskraftverlust in die Papierform umgewandelt werden 

können. 

 

In beweisrechtlicher Hinsicht stört, dass der bloße Ausdruck eines Dokuments 

dazu führt, dass die beweisrechtlichen Folgen nicht mehr nur aus einer analogen 

Anwendung der Vorschriften über den Urkundsbeweis entnommen werden, 

sondern aus einer unmittelbaren Anwendung dieser Vorschriften. 

 

4. § 758 a) Abs. 6 ZPO-E 
 

Die geplante Regelung soll dem Gericht, dass das Verfahren elektronisch 

bearbeitet, ermöglichen, andere Formulare zu verwenden als in Verfahren, die 

nicht elektronisch bearbeitet werden. Die Ermächtigungsnorm deckt aber auch 

ab die Einführung elektronischer Formulare, so dass insoweit ein Anschluss- 

und Benutzungszwang für Parteien und/oder Prozessbevollmächtigte begründet 

werden könnte. Nur insoweit ist diese Regelung abzulehnen. 

 

III. 
 
Zur Änderung der Strafprozessordnung (Stellungnahme des Straf-

rechtsausschusses) 

 

Soweit § 41 a) StPO-E den Zugangszeitpunkt regelt (Aufzeichnung durch die für 

den Empfang bestimmte Einrichtung des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft), 

mag sich dies in das System der von der Rechtsprechung entwickelten 



Grundsätze einfügen, bleibt aber dennoch problematisch. Wird auf die 

Schriftform verzichtet, so kann es für den Zugang nicht auf den Zeitpunkt des 

Ausdrucks beim Empfänger ankommen. Der Strafrechtsausschuss hält jedoch 

auch eine Regelung des Falles für erforderlich, dass das elektronische  

 

 

 

Dokument erst erhebliche Zeit nach dem Absenden beim Empfänger eintrifft. 

Anders als beim Telefax hat der Absender oft nur vage Anhaltspunkte dafür, 

dass sein elektronisches Dokument angekommen ist. Zwar ließe sich das 

Problem auch der Rechtsprechung überlassen, weil es der dort behandelten 

Frage nach gewöhnlichen Postlaufzeiten entspricht. Doch bis zur endgültigen 

Klärung in der Rechtsprechung stünde dies mit der gesetzgeberischen Absicht 

nicht im Einklang, dem Bürger eine weitere Möglichkeit zu eröffnen, Fristen bis 

kurz vor ihrem Ablauf auch zu nutzen. 
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